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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Dr. George, Straßmeir, Lemmrich, Jagoda, Keller, Hinsken, 
Günther, Pfeffermann, Buhler (Bruchsal), Milz, Hanz (Dahlen) und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoffie, Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Kohn, 
Cronenberg (Arnsberg), Frau Dr. Segail, Eimer (Fürth) und der Fraktion der FDP 


Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 


A. Problem 

Die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffent- 
lichen Personennahverkehr ist durch das Haushaltsbegleitge- 
setz 1984 neu geordnet worden. Die damit verbundenen Ein- 
schränkungen waren im wesentlichen aufgrund der Haus- 
haltslage geboten. Zur Konsolidierung der öffentlichen Finan- 
zen waren Einsparungen auch im Sozialbereich unumgäng- 
lich. Durch die Neuregelung sind bei einer Reihe von Betroffe- 
nen Härten aufgetreten. 


B. Lösung 

Um diese Härten zu beseitigen, sind folgende Regelungen vor- 
gesehen: 

— Die Gehörlosen und Hilflosen, die in ihrer Bewegungsfä- 
higkeit im Straßenverkehr nicht erheblich beeinträchtigt 
sind, sollen in den berechtigen Personenkreis einbezogen 
werden. 

— Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Eigenbetei- 
ligung von 120 DM jährlich in Teilbeträgen zu zahlen. 

— Die unentgeltliche Beförderung soll im Nahbereich auch 
wieder mit Eisenbahnen möglich sein. 
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C. Alternativen 

Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
(Drucksache 10/3138, Anlage 2 Nr. 22 bis 26), Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD zur Weiterentwicklung des Schwerbe- 
hindertengesetzes (Drucksache 10/1731 — Artikel 1 Nr. 28 bis 
35, Artikel 2 und 3). 


D. Kosten 

Die Belastungen für den Bundeshaushalt belaufen sich schät- 
zungsweise 1986 auf 98 Mio. DM, 1987 auf 88 Mio. DM und 1988 
auf 94 Mio. DM. Belastungen für die Länderhaushalte fallen 
im wesentlichen erst nach 1985 an. Für 1986 belaufen sie sich 
auf schätzungsweise 4,8 Mio. DM, für 1987 und 1988 auf je- 
weils 6 Mio. DM. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl. I 
S. 1649), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Schwerbehinderte, die infolge ihrer Behin- 
derung in ihrer Bewegungsfähigkeit im Stra- 
ßenverkehr erheblich beeinträchtigt oder 
hilflos oder gehörlos sind, sind von Unterneh- 
mern, die öffentlichen Personenverkehr be- 
treiben, gegen Vorzeigen eines entsprechend 
gekennzeichneten Ausweises nach § 3 Abs. 5 
im Nahverkehr im Sinne des § 59 Abs. 1 un- 
entgeltlich zu befördern; das Recht zur un- 
entgeltlichen Beförderung entbindet nicht 
von der Zahlung eines tarifmäßigen Zu- 
schlags bei der Benutzung zuschlagpflichti- 
ger D-Züge.“ 

b) Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Sie wird gegen Entrichtung eines Betrages 
von 120 Deutsche Mark für ein Jahr oder 
60 Deutsche Mark für ein halbes Jahr ausge- 
geben. Wird sie vor Ablauf der Gültigkeits- 
dauer zurückgegeben, ist in Härtefällen auf 
Antrag für jeden vollen Kalendermonat nach 
Rückgabe ein Betrag von 10 Deutsche Mark 
zu erstatten.“ 

c) Im bisherigen Satz 4 werden die Worte „Sie 
wird auf Antrag“ durch die Worte ,Auf An- 
trag wird eine für ein Jahr gültige Wertmar- 
ke“ ersetzt. 

d) Im bisherigen Satz 7 werden die Worte „3 
und 4“ durch die Worte „3 bis 5“ ersetzt. 

2. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „sowie 
mit Verkehrsmitteln, die auf derselben 
Strecke teils als Eisenbahn, teils als 
Straßenbahn genehmigt sind“ gestri- 
chen. 


bb) Nach Nummer 3 werden folgende Num- 
mern eingefügt: 

„4. Eisenbahnen in der 2. Wagenklasse in 
Zügen und auf Strecken und Strek- 
kenabschnitten, die in ein von mehre- 
ren Unternehmern gebildetes, mit 
den unter den Nummern 1, 2 oder 7 
genannten Verkehrsmitteln zusam- 
menhängendes Liniennetz mit ein- 
heitlichen oder verbundenen Beförde- 
rungsentgelten einbezogen sind, 

5. Der Deutschen Bundesbahn in der 
2. Wagenklasse in Nahverkehrs-, Eil- 
und D-Zügen im Umkreis von 50 km 
um den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Schwerbehinderten, 

6. sonstigen Eisenbahnen des öffentli- 
chen Verkehrs im Sinne der §§ 1 und 
2 des Allgemeinen Eisenbahngeset- 
zes in der 2. Wagenklasse auf Strek- 
ken, bei denen die Mehrzahl der Be- 
förderungen eine Strecke von 50 km 
nicht übersteigt,“. 

b) In Absatz 3 werden nach der Zahl „2“ ein 
Komma und die Zahl „6“ eingefügt. 

3. In § 60 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 werden am Ende das 
Komma durch ein Semikolon ersetzt und fol- 
gende Halbsätze angefügt: „Wertmarken mit ei- 
ner Gültigkeitsdauer von einem halben Jahr 
werden zur Hälfte, zurückgegebene Wertmarken 
für jeden vollen Kalendermonat vor Rückgabe 
zu einem Zwölftel gezählt,“. 

4. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 a wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2 b) Unternehmer, soweit sie Nahverkehr 
im Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 
betreiben, erhalten auf Antrag im Kalender- 
jahr 1986 am 15. Februar, 15. Juli und 15. No- 
vember Vorauszahlungen in Höhe von je 20 
vom Hundert des zuletzt für ein Jahr nach 
dem bis zum 31. März 1984 geltenden Recht 
für die unentgeltliche Beförderung im Nah- 
verkehr festgesetzten Erstattungsbetrages.“ 

b) In Absatz 5 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„für den Nahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn im Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
bestimmt sich dieser Teil nach dem Anteil 
der Zugkilometer, die mit Nahverkehrszügen 
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der Deutschen Bundesbahn auf den Strecken 
im jeweiligen Land erbracht werden “ 

5. In § 63 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Wertmarken mit einer Gültigkeitsdauer von ei- 
nem halben Jahr werden zur Hälfte, zurückgege- 
bene Wertmarken für jeden vollen Kalendermo- 
nat vor Rückgabe zu einem Zwölftel gezählt“ 

6. In § 64 Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Wertmarken“ ein Komma und die Worte „unter- 
teilt nach der jeweiligen Gültigkeitsdauer,“ ein- 
gefügt. 

Artikel 2 

Änderung der Ausweisverordnung 
Schwerbehindertengesetz 

(1) Die Ausweisverordnung Schwerbehinderten- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. April 1984 (BGBl. I S. 509) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Wertmarke, 
für die ein Betrag von 120 DM zu entrich- 
ten ist“ durch die Worte „entgeltliche 
Wertmarke“ ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Auf die Wertmarke werden eingetragen 
das Jahr und der Monat, von dem an die 
Wertmarke gültig ist, sowie das Jahr und 
der Monat, in dem ihre Gültigkeit ab- 
läuft.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(5) Bis zum 30. Juni 1985 ausgegebene Bei- 
blätter und Wertmarken behalten ihre Gül- 
tigkeit.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 


Bonn, den 18. April 1985 


b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(2) Zum Ausweis mit orangefarbenem Flä- 
chenaufdruck ist ein von der Deutschen Bun- 
desbahn unter Zugrundelegung des § 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes und der zu sei- 
ner Durchführung erlassenen Vorschriften 
aufgestelltes, für den Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt des Ausweisinhabers maß- 
gebendes Streckenverzeichnis nach dem in 
der Anlage abgedruckten Muster 6 auszuhän- 
digen. Das Streckenverzeichnis ist mit einem 
fälschungssicheren halbseitig orangefarbe- 
nen Flächenaufdruck gekennzeichnet. Bis 
zum 31. Dezember 1983 ausgehändigte Strek- 
kenverzeichnisse sind gültig.“ 

3. Die Muster 2, 3 und 4 erhalten die in der Anlage 
zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. Nach 
Muster 5 wird das in der Anlage zu diesem Ge- 
setz abgedruckte Muster 6 angefügt. 

(2) Der auf Absatz 1 beruhende Teil der Ausweis- 
verordnung Schwerbehindertengesetz kann auf- 
grund der einschlägigen Ermächtigungsvorschrif- 
ten des Schwerbehindertengesetzes in Verbindung 
mit diesem Absatz durch Rechtsverordnung geän- 
dert werden. 

Artikel 3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. 


Dr. George 

Straßmeir 

Lemmrich 

Jagoda 

Keller 

Hinsken 

Günther 

Pfeffermann 

Bühler (Bruchsal) 

Milz 

Hanz (Dahlen) 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 


Hoffie 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Kohn 

Cronenberg (Arnsberg) 
Frau Dr. Segall 
Eimer (Fürth) 

Mischnick und Fraktion 
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Anlage 
Muster 2 


r n 

Beiblatt zum Ausweis des Versorgungsamtes 

Az ' 

_ Raum für Wertmarke oder 

Der Inhaber dieses Beiblattes Ist im öffentlichen Personenverkehr Bescheinigung des Finanzamtes 

(§ 57 Abs. 1 Sätze 1 und 2 SchwbG) unentgeltlich zu befördern, sofern 

das nebenstehende Feld mit einer Wertmarke versehen ist, und zwar 
für den Zeitraum, der auf der Wertmarke eingetragen ist. 

Der Auswelsinhaber Ist in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenver- 
kehr erheblich beeinträchtigt (§ 58 Abs. 1 des SchwbG in der ab 
1. April 1984 geltenden Fassung). 

^ Herrn/Frau ^ 


L J 

Gilt nur in Verbindung mit dem gültigen Ausweis 


L 


J 


Muster 3 Muster 4 


; Wertmarke 


Gültig ab: 


Gültig bis: 

1 » 

1 . 
i_ _ „ _* 
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Muster 6 

(Vorderseite) 



Bundesbahn-Streckenverzeichnis 

(zu § 59 Abs. 1 Nr. 5 des Schwerbehindertengesetzes - SchwbG) 


im Umkreis von 50 km um 

(Gemeinde) 

Der Inhaber des Ausweises Az mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 

Aufenthalt in der vorstehend genannten Gemeinde wird von der Deutschen Bundesbahn im Schienenver- 
kehr gegen Vorzeigen des Ausweises in Nahverkehrs-, Eil- und D-Züge in der 2. Wagenklasse auf folgen- 
den Strecken zwischen den nachstehend genannten Bahnhöfen unentgeltlich befördert: 


Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 


L 

(Rückseite) 


und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 


J 



Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 

Strecke Nr 

zwischen 


und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 

und 


(unabhängig hiervon und vom 50-km-Umkrels auch mit S-Bahnen und im Verkehrsverbund) 


Bei Änderung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes ist dieses Verzeichnis dem für den 
neuen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen Versorgungsamt zum Zwecke der Einziehung 
und der Aushändigung eines neuen Streckenverzeichnisses vorzulegen. Die mißbräuchliche Verwendung 
des Streckenverzeichnisses ist strafbar. 


L 


J 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personennahverkehr ist durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 neu geordnet worden. 
Die damit verbundenen Einschränkungen waren im 
wesentlichen aufgrund der Haushaltslage geboten. 
Zur Konsolidierung der öffentlichen Finanzen wa- 
ren Einsparungen auch im Sozialbereich unum- 
gänglich. Durch die Neuregelung sind bei einer 
Reihe von Betroffenen Härten aufgetreten. Die bei 
der Neuregelung der Freifahrt aufgetretenen Här- 
ten sollen durch diesen Gesetzentwurf beseitigt 
werden. 

Im einzelnen ist vorgesehen, 

— die Gehörlosen und Hilflosen, die in ihrer Bewe- 
gungsfähigkeit im Straßenverkehr nicht erheb* 
lieh beeinträchtigt sind, in den berechtigten Per- 
sonenkreis einzubeziehen, 

— die Möglichkeit zu schaffen, die Eigenbeteili- 
gung von 120 DM jährlich in Teilbeträgen zu 
zahlen, 

— die unentgeltliche Beförderung auch mit Eisen- 
bahnen im Nahverkehrsbereich zu ermögli- 
chen. 


B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Schwerbehindertenge- 
setzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Die Erweiterung des berechtigten Personenkreises 
über die in ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßen- 
verkehr erheblich beeinträchtigten Schwerbehin- 
derten hinaus auf Gehörlose ist dadurch gerechtfer- 
tigt, daß die Gehörlosen mit Nichtbehinderten oder 
nicht gleichartig Behinderten nur in sehr begrenz- 
tem Umfang oder überhaupt nicht in Kommunika- 
tion treten können. Um eine gesellschaftliche Isolie- 
rung zu vermeiden und um den in der Schulzeit 
erworbenen Bildungsstand zu erhalten und weiter- 
entwickeln zu können, sind Gehörlose in weit höhe- 
rem Maße als andere Schwerbehindertengruppen 
auf Kontakte mit in gleicher Art behinderten Perso- 
nen und auf Informationen durch spezielle Gehörlo- 
sendolmetscher und damit auf die Benutzung öf- 
fentlicher Verkehrsmittel angewiesen. 

Das gilt nicht nur für die Schwerbehinderten, bei 
denen auf Grund von Störungen des Hörvermögens 
oder anderer Behinderungen eine MdE um 80 bis 


100 V. H. festgestellt worden ist, sondern auch für 
die kleine Zahl von Spätertaubten, deren Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit — bei vollständigem 
Hörverlust auf beiden Ohren — mit 70v.H. festge- 
stellt ist. Sie haben ähnliche Kommunikations- 
schwierigkeiten wie die Gehörlosen mit angebore- 
ner oder in der Kindheit erworbener Taubheit und 
wie die überwiegende Mehrzahl der Spätertaubten, 
bei denen wegen zusätzlicher Störungen (z. B. 
Sprachstörungen, besondere psychoreaktive Stö- 
rungen, Ohrgeräusche, Gleichgewichtsstörungen) 
eine MdE um mindestens 80 v.H. festgestellt ist. 

Die Einbeziehung der hilflosen Schwerbehinderten, 
die nicht gehbehindert sind, entspricht der durch 
das Steuerentlastungsgesetz 1984 eingeführten 
Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuerbefreiung. Es 
handelt sich um einen kleinen Personenkreis — 
etwa 10 v.H. der Hilflosen insgesamt. 

Der letzte Halbsatz wurde auf Grund der neu einge- 
führten Möglichkeit, auch D-Züge unentgeltlich zu 
benutzen, notwendig. Bei Benutzung zuschlags- 
pflichtiger D-Züge soll der freifahrtberechtigte Per- 
sonenkreis den Zuschlag bezahlen. 


Zu Buchstabe b 

Seit der Neuordnung des Rechts der unentgeltli- 
chen Beförderung durch das Haushaltsbegleitge- 
setz 1984 hängt die Inanspruchnahme des Rechts 
vom Erwerb einer für ein Jahr gültigen Wertmarke 
für 120 DM ab. Die Ausgabe von Wertmarken mit 
kürzerer Gültigkeitsdauer ist gesetzlich nicht vor- 
gesehen. Die 120 DM sind in einem Betrag zu ent- 
richten. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß 
Schwerbehinderte zum Teil nicht in der Lage sind, 
einen Betrag von 120 DM für die Wertmarke in 
einer Summe aufzubringen. Deshalb ist es notwen- 
dig, die gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausgabe 
von Wertmarken mit einer kürzeren Gültigkeits- 
dauer zu schaffen. Die Länder haben neben Jahres- 
marken auch Halbjahresmarken vorzuhalten. Der 
Schwerbehinderte kann zwischen beiden Wertmar- 
ken wählen. Den Forderungen nach Rückerstattung 
von Teilbeträgen in Fällen, in denen die Wertmarke 
nicht für die volle Zeit ausgenutzt wird, z. B. im 
Falle des Todes kurz nach Beginn der Gültigkeits- 
dauer, der Unmöglichkeit der Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel infolge Krankheit oder Pflegebe- 
dürftigkeit, wird Rechnung getragen. Für die Rück- 
gabe ist der Eingang bei der Behörde maßgebend. 


Zu Buchstabe c 

Durch die Änderung wird klargestellt, daß die ohne 
Eigenbeteiligung auszugebende Wertmarke weiter- 
hin eine Gültigkeitsdauer von einem Jahr hat. 
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Zu Nummer 2 

Die vorgeschlagene Wiederaufnahme der Möglich- 
keit zur unentgeltlichen Beförderung in Eisenbah- 
nen im Umkreis von 50 km um den Wohnort und in 
Verkehrsverbünden soll Schwerbehinderten, die 
auf dem Land wohnen und entweder überhaupt 
keine oder nur unzureichende Möglichkeiten ha- 
ben, den Omnibusverkehr in Anspruch zu nehmen, 
wieder die gleichen Vergünstigungen einräumen 
wie den Schwerbehinderten, die zum sonstigen 
Nahverkehr Zugang haben. Es wird von ihnen näm- 
lich als Benachteiligung empfunden, wenn sie die 
Eisenbahn — obwohl verfügbar — nicht unentgelt- 
lich benutzen dürfen. Dabei spielt eine Rolle, daß 
die Schwerbehinderten in städtischen Ballungsge- 
bieten mit S-Bahnen besser versorgt und auch über 
weite Strecken hin unentgeltlich befördert werden. 

Die bisherige Beschränkung der unentgeltlichen 
Beförderung auf Nahverkehrs- und Eilzüge er- 
scheint nicht mehr sachgerecht, da zunehmend 
auch D-Züge auf Teilstrecken Nahverkehrsfunktio- 
nen erfüllen und in einigen Verkehrs- und Tarifver- 
bünden zur Benutzung mit Verbundfahrausweisen 
freigegeben sind. Damit können gemäß § 59 Abs. 1 
Nr. 4 der vorgeschlagenen Fassung in Verbundräu- 
men D-Züge auch von Schwerbehinderten unent- 
geltlich benutzt werden, außerhalb von Verbund- 
räumen jedoch nicht, wenn es bei der bis 
zum 31. Dezember 1983 geltenden Regelung bliebe. 
Hinzu kommt, daß die Deutsche Bundesbahn selb- 
ständig darüber entscheidet, welcher Zuggattung 
ein bestimmter Zug zugeordnet wird. Durch die 
Umstufung von Eilzügen in D-Züge, wie es in der 
Vergangenheit häufig vorgekommen ist, und umge- 
kehrt, hätte es die Deutsche Bundesbahn in der 
Hand, den Anwendungsbereich des Gesetzes zu ver- 
ändern. Der Anwendungsbereich des Gesetzes 
sollte jedoch vom Gesetzgeber selbst eindeutig fest- 
gelegt werden. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung aus der Einführung von Halbjahres- 
wertmarken. 

Zu Nummer 4 

In Buchstabe a ist vorgesehen, daß die Unterneh- 
mer, deren Pflicht zur unentgeltlichen Beförderung 
erst zum Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Arti- 
kel 4 beginnt, am 15. Februar 1986 Anspruch auf 
eine Vorauszahlung für die in den letzten Monaten 
des Kalenderjahres 1985 durchgeführten unentgelt- 
lichen Beförderungen Schwerbehinderter haben. 
Die Regelung der Vorauszahlung für den Eisen- 
bahnverkehr zu den beiden anderen Terminen im 
Jahre 1986 ist der Regelung für den übrigen Nah- 
verkehr in Absatz 2 a Satz 2 nachgebildet. 

Zu Nummern 5 und 6 

Folgeänderungen aus der Einführung von Halbjah- 
reswertmarken. 


Zu Artikel 2 (Änderung der Ausweisverordnung 
Schwerbehindertengesetz) 

Zur Umsetzung der in Artikel 1 vorgesehenen mate- 
riellrechtlichen Änderungen ist eine gleichzeitige 
Änderung der Ausweisverordnung notwendig. 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

Buchstabe a enthält zunächst eine Folgeregelung 
aus der Einführung von Halbjahreswertmarken. 
Die Ausgabe von Wertmarken mit unterschiedli- 
cher Gültigkeitsdauer macht es erforderlich, daß 
Beginn und Ende der Gültigkeit der Wertmarke für 
Berechtigte und Kontrollpersonal der Verkehrsun- 
ternehmen ohne weiteres erkennbar sind. 

Buchstabe b stellt klar, daß die nach den bisherigen 
Regelungen ausgegebenen Beiblätter und Wertmar- 
ken bis zum Ende ihrer jeweiligen Laufzeit gültig 
bleiben. 

Zu Nummer 2 

Der neue Absatz 2 des § 7 regelt — wie in der bis 
zum 31. März 1984 geltenden Fassung — die Aus- 
gabe der Streckenverzeichnisse, aus denen für Be- 
rechtigte und Kontrollpersonal der Verkehrsunter- 
nehmen der Umfang der Berechtigung zur unent- 
geltlichen Beförderung im Eisenbahnverkehr im 
Umkreis von 50 km um den Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt des Schwerbehinderten (§ 59 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Gesetzes) ersichtlich ist. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderungen aus der Einführung von Halbjah- 
reswertmarken. 

Zu Absatz 2 

Durch diese Regelung wird die Möglichkeit wieder- 
hergestellt, die Vorschriften künftig auch wieder 
durch Rechtsverordnung zu ändern. 


Zu Artikel 3 und 4 

Artikel 3 und 4 betreffen die Anwendbarkeit in Ber- 
lin und das Inkrafttreten. Der Zeitraum zwischen 
Verkündung und Inkrafttreten ist zur Vorbereitung 
einer reibungslosen Durchführung des neuen 
Rechts, insbesondere zur Ausgabe der DB-Strek- 
kenverzeichnisse durch die Versorgungsämter und 
der Information der Verkehrsunternehmen, erfor- 
derlich. 
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